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Aus- und Fortbildungsinstitut  

des Landes Sachsen-Anhalt 

als zuständige Stelle nach BBiG     

 

 

 

 

 

 

Zwischenprüfung 2026 

im Ausbildungsberuf 

Verwaltungsfachangestellte/Verwaltungsfachangestellter 

Einstellungsjahrgang 2024 

 

 

 

 

 

2. Prüfungsgebiet:  Haushaltswesen und Beschaffung - kommunal   

 

Prüfungstag:  27.02.2026 

 

Bearbeitungszeit:  60 Minuten 

 

zugel. Hilfsmittel:  DVP-Gesetzessammlung, 

nicht programmierbarer und nicht textspeicherfähiger 

Taschenrechner 

 

 

 

 

 

 

Hinweis:   Die Klausur besteht aus 6 Seiten (incl. Deckblatt). 

    Bitte prüfen Sie die Vollständigkeit sofort nach! 

Kenn-Nr. 
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Teil Beschaffung               13 Punkte 

 

Aufgabe 1           

Nennen Sie drei zentrale Prinzipien des öffentlichen Vergaberechts, die bei jedem 

Vergabeverfahren zu beachten sind.               (3 Punkte) 

 

Aufgabe 2           

Welche Vergabeunterlagen müssen den Bietern mindestens zur Verfügung gestellt werden? 

Nennen Sie zwei Beispiele.                  (2 Punkte) 

 

Aufgabe 3           

Bitte jeweils genau eine Antwort ankreuzen. 

a) Welches Verfahren ist keine Verfahrensart nach der Unterschwellenvergabeordnung?  

A ☐ Offenes Verfahren 

B ☐ Nichtoffenes Verfahren 

C ☐ Verhandlungsverfahren 

D ☐ Direktbeauftragung ohne Wettbewerb (Freihändige Vergabe) 

b) Das Prinzip der „Gleichbehandlung“ bedeutet:  

A ☐ Alle Bieter müssen dieselben Chancen und dieselben Informationen erhalten. 

B ☐ Der Auftraggeber darf nur regionale Anbieter bevorzugen. 

C ☐ Nur das günstigste Angebot darf den Zuschlag erhalten. 

D ☐ Aufträge müssen immer öffentlich ausgeschrieben werden. 

                    (2 Punkte) 

Aufgabe 4          

Die Stadt Elbstein will 20 Schreibtischlampen beschaffen. Es liegen zwei Angebote vor. 

Der Einzelpreis der Lampe bei der Firma Glüh beträgt 32 EUR. Für die Lieferung dieser sollen 

80 EUR bezahlt werden. 

Beim Versandhandel Birne ist für die gleiche Lampe ein Einzelpreis von 34 EUR ausgewiesen. 

Versandkosten fallen nicht an. 

a) Berechnen Sie die Gesamtkosten für die Anschaffung der 20 Lampen.         (4 Punkte) 

b) Entscheiden Sie, bei welchem Händler die Lampen gekauft werden sollen. Begründen Sie 

ihre Entscheidung unter Nennung der einschlägigen Norm kurz.          (2 Punkte) 

 

Hinweis: 

Berechnungen sind nachvollziehbar darzustellen. 
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Teil Haushalt               37 Punkte 

 

Aufgabe 5                  16 Punkte 

Beantworten Sie die Fragen bzw. ergänzen Sie den jeweiligen Satz. Geben Sie als Lösung im 

Feld „Antwort“ nur den jeweiligen Buchstaben an und nennen Sie die Rechtsgrundlage so genau 

wie möglich. 

 

a) Die Kommunen haben ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass… 

A) dauerhaft Überschüsse erzielt werden. 

B) neue Kredite nicht aufgenommen werden müssen. 

C) die stetige Aufgabenerfüllung gesichert ist. 

D) kein zusätzliches Personal erforderlich ist. 

 

Antwort: __________________ 

 

Rechtsgrundlage: _________________________ 

 

b) Welche Aussage ist korrekt? 

A) Haushaltswirtschaftliche Entscheidungen richten sich nur nach politischen Mehrheiten. 

B) Ein Haushaltsausgleich ist nicht zwingend erforderlich. 

C) Die Haushaltswirtschaft muss sparsam und wirtschaftlich geführt werden. 

D) Kredite dürfen unbegrenzt aufgenommen werden. 

 

Antwort: __________________ 

 

Rechtsgrundlage: _________________________ 

  

c) Welche Aussage zur Haushaltssatzung ist richtig? 

A) Sie ist unverbindlich. 

B) Sie wird von der Kommunalaufsicht erlassen. 

C) Sie enthält u.a. die Festsetzungen des Haushaltsplanes. 

D) Sie gilt unbegrenzt fort, bis eine neue beschlossen wird. 

 

Antwort: __________________ 

 

Rechtsgrundlage: _________________________ 
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d) Wer entscheidet über die Haushaltssatzung? 

A) die Rechnungsprüfung 

B) die Vertretung 

C) der Hauptverwaltungsbeamte 

D) die Kommunalaufsicht 

 

Antwort: __________________ 

 
Rechtsgrundlage: _________________________ 

 
e) Die Haushaltssatzung ist spätestens wann zu beschließen? 

A) nach Beginn des Haushaltsjahres 

B) vor Beginn des Haushaltsjahres 

C) nach Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. 

D) erst nach Vorlage des Jahresabschlusses 

 

Antwort: __________________ 

 
Rechtsgrundlage: _________________________ 

 
f) Kredite dürfen nur aufgenommen werden, wenn… 

A) sie wirtschaftlich vorteilhaft sind. 

B) der Haushalt unausgeglichen ist. 

C) eine andere Finanzierung von Investitionen nicht möglich ist. 

D) die Vertretung das einstimmig beschließt. 

 

Antwort: __________________ 

 
Rechtsgrundlage: _________________________ 

 
g) Welche Aussage zu Verpflichtungsermächtigungen ist korrekt? 

A) Sie ermächtigen, Investitionsauszahlungen in künftigen Haushaltsjahren zu leisten. 

B) Sie gelten nur für Personalaufwendungen und -auszahlungen. 

C) Sie ersetzen die Kreditermächtigungen. 

D) Sie sind immer genehmigungsfrei. 

 
Antwort: __________________ 

 
Rechtsgrundlage: _________________________ 
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h) Sämtliche Erträge und Aufwendungen sind … 

A) gegeneinander zu verrechnen. 

B) vollständig und getrennt voneinander zu veranschlagen. 

C) nach Belieben der Verwaltung buchbar. 

D) im Vorbericht zu erläutern. 

 

Antwort: __________________ 

 

Rechtsgrundlage: _________________________ 

 

 

 

Aufgabe 6                  11 Punkte 

Beurteilen Sie anhand der einschlägigen Rechtsnorm, ob der Haushaltsausgleich erreicht wurde. 

Gehen Sie dabei nur auf die im nachfolgenden Auszug der Haushaltssatzung dargestellten 

Angaben ein. Rücklagen aus Ergebnisüberschüssen der Vorjahre stehen nicht zur Verfügung. 

Was muss die Kommune tun, wenn sie das Haushaltsausgleichsgebot verletzt? Geben Sie dies 

kurz anhand der einschlägigen Rechtsgrundlage an. 

 

Auszug Haushaltssatzung der Stadt Elbstein für das Haushaltsjahr 2026 

Aufgrund des § 100 Kommunalverfassungsgesetzes vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), 

zuletzt geändert zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2025 (GVBl. LSA S. 410), hat die 

Stadt Elbstein die folgende, vom Stadtrat in der Sitzung am 01.12.2025 beschlossene 

Haushaltssatzung erlassen: 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt 

Elbstein voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 

eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen enthält, wird 

 

im Ergebnisplan mit dem  

a) Gesamtbetrag der Erträge auf  198.000.000 EUR 

b) Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 202.500.000 EUR 

 

festgesetzt. 
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Aufgabe 7                    4 Punkte 

Die Stadt Elbstein plant im Haushaltsjahr 2026 Investitionen in Höhe von 4 Mio. EUR, davon 

sollen 750.000 EUR durch Zuwendungen des Landes und 250.000 EUR aus Eigenmitteln 

bereitgestellt werden. Der Differenzbetrag von 3 Mio. EUR soll über Kredite finanziert werden. 

 

Erläutern Sie unter Angabe der einschlägigen Rechtsnorm, ob dafür eine Genehmigung durch 

die Kommunalaufsichtsbehörde erforderlich ist. 

 

Aufgabe 8                    6 Punkte 

Die Vertretung der Stadt Elbstein beschließt am 15.12.2025 die Haushaltssatzung für das Jahr 

2026 inkl. Kreditermächtigung. Die Kommunalaufsichtsbehörde genehmigt die 

Kreditermächtigung am 14.01.2026. Der Bürgermeister veröffentlichte die Haushaltsatzung am 

22.12.2025. 

 

Erläutern Sie unter Angabe der einschlägigen Rechtsvorschriften kurz, ob die öffentliche 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung am 22.12.2025 zulässig war. 

 

 

  

  

  

 


